
III VERFAHREN 
 
1.  Die Aufstellung des Bebauungsplanes nach § 2 Abs. 1 BauGB (Baugesetzbuch) wurde vom Stadtrat 

der Stadt Plauen in der Sitzung vom 10.07.2008, Beschluss Nr. 51/08-6 beschlossen. Die orts-
übliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses nach § 2 Abs. 1 BauGB sowie der Hinweis 
auf die durchzuführende Umweltprüfung im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens erfolgte im 
Mitteilungsblatt der Stadt Plauen vom März 2009. 
 

2. Die vorgezogene Bürgerbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB (Baugesetzbuch) hat im Bereich 
Stadtplanung der Stadt Plauen nach ortsüblicher Bekanntmachung am 06.03.2009 im Mitteilungs-
blatt der Stadt Plauen in der Zeit vom 16.03.2009 bis 17.04.2009 stattgefunden. 
 

3. Die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB (Baugesetzbuch) erfolgte in 
der Zeit vom 20.03.2009 bis 29.05.2009. 

 
4. Der Billigungs- und Auslegungsbeschluss nach § 3 Abs. 2 BauGB (Baugesetzbuch) wurde vom 

Ausschuss für Stadtplanung, Verkehr und Umwelt der Stadt Plauen in der Sitzung vom 09.08.2010 
gefasst. 

 
5. Nach § 3 Abs. 2 BauGB (Baugesetzbuch) erfolgte die ortsübliche Bekanntmachung der öffentlichen 

Auslegung im Mitteilungsblatt der Stadt Plauen am 01.10.2010. 
In der Zeit vom 18.10.2010 bis 19.11.2010 hat der Entwurf des Bebauungsplanes mit Begründung 
nach § 3 Abs. 2 BauGB (Baugesetzbuch) im Bereich Stadtplanung der Stadt Plauen öffentlich 
ausgelegen. 

 
6. Die Benachrichtigung der Träger öffentlicher Belange nach § 3 Abs. 2 BauGB (Baugesetzbuch) 

erfolgte am 27.09.2010. 
 
7. Der Billigungs- und Auslegungsbeschluss nach § 3 Abs.2 BauGB (Baugesetzbuch) wurde vom 

Ausschuss für Stadtplanung, Verkehr und Umwelt der Stadt Plauen in der Sitzung vom ………… 
gefasst. 

 
8. Nach § 3 Abs. 2 BauGB (Baugesetzbuch) erfolgte die ortsübliche Bekanntmachung der öffentlichen 

Auslegung im Mitteilungsblatt der Stadt Plauen am …………....  
In der Zeit vom ……………………. bis …………… hat der Entwurf des Bebauungsplanes mit 
Begründung nach § 3 Abs. 2 BauGB (Baugesetzbuch) im Bereich Stadtplanung der Stadt Plauen 
öffentlich ausgelegen. 

 
9. Die Benachrichtigung der Träger öffentlicher Belange nach § 3 Abs. 2 BauGB (Baugesetzbuch) 

erfolgte am ………… 
 
10. Der Abwägungsbeschluss nach § … BauGB (Baugesetzbuch) zum Bebauungsplan wurde vom 

Stadtrat der Stadt Plauen in der  Sitzung vom ………………… Beschluss - Nr. ………… gefasst. 
 
11. Der Satzungsbeschluss nach § 10 BauGB (Baugesetzbuch) zum Bebauungsplan wurde vom 

Stadtrat der Stadt Plauen in der  Sitzung vom ………………… Beschluss - Nr. ………… gefasst. 
 

Plauen, den ....................................................... 
 

Siegel 
      ……………………………………………………… 

Oberbürgermeister 
 

12. Der Bebauungsplan tritt mit der ortsüblichen Bekanntmachung am ........................... gemäß § 10 
BauGB (Baugesetzbuch) in Kraft. Ab diesem Zeitpunkt kann jedermann den Bebauungsplan ein-
sehen und über den Inhalt Auskunft verlangen. 

     Sichtdreieck 
 
     Bauverbotszone Autobahn 
 
     Baubeschränkungszone Autobahn 
 
     Baubeschränkungszone Bundesfernstraße 
 
     Abgrenzung zwischen den Bauphasen 
 
     Kommunaler Standort 
 
12. Nachrichtliche Übernahmen   § 9 Abs. 6 BauGB 
 
     Regionaler Vorsorgestandort 
 
 
 

B TEXTLICHE FESTSETZUNG 
NACH § 9 BAUGB UND § 89 SächsBO  

 
 

BAUPLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 
 
1. Art der baulichen Nutzung 
 
1.1 Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist ein Industrie- und Gewerbegebiet im Sinne des        

§ 8 und § 9 der BauNVO (Baunutzungsverordnung) in der Fassung vom 23. Januar 1990. 
 
1.2 Einzelhandelsbetriebe, Vergnügungsstätten, Geschäftsgebäude, Hotels und Beherbergungsstätten 

jeglicher Art und Größe sind  im Geltungsbereich ausgeschlossen. Büro- und Verwaltungsgebäude 
sind nur zulässig, wenn sie im Zusammenhang mit einem Industrie- und Gewerbebetrieb stehen. 

 
1.3 Im GEe 1 und GE 1 sind Einrichtungen nach § 8 Abs. 2 Nr. 3 (Tankstellen) und 4 (Anlagen für 

sportliche Zwecke) und § 8 Abs. 3 Nr. 2 (Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesund-
heitliche Zwecke) und 3 (Vergnügungsstätten) sowie im GI 1, GI 2 und GI 3 nach § 9 Abs. 2 Nr. 2 
(Tankstellen) und § 9 Abs. 3 Nr. 2 (Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und 
sportliche Zwecke) BauNVO (Baunutzungsverordnung) ausgeschlossen. Im GI 4 sind nach § 9   
Abs. 2 Nr. 2 (Tankstellen) BauNVO (Baunutzungsverordnung) ausnahmsweise zulässig jedoch 
Nutzungen nach § 9 Abs. 3 Nr. 2 (Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und 
sportliche Zwecke) BauNVO (Baunutzungsverordnung) ausgeschlossen.  

 
1.4 Auf den Industrie- und Gewerbeflächen wird eine gewerbliche Tierhaltung sowie die Errichtung von 

Stallungen bzw. Nebenanlagen zum Zwecke der Tierhaltung ausgeschlossen. 
 
1.5 Großflächige Photovoltaikanlagen sind ohne eine industrielle- bzw. gewerbliche Hauptnutzung des 

jeweiligen Grundstückes im gesamten Geltungsbereich unzulässig. 
 
1.6 Das Anbringen und Aufstellen von Solaranlagen in Verbindung industrieller- bzw. gewerblicher 

Nutzungen, einschließlich der erforderlichen Tragkonstruktionen an Baukörpern, auf Baukörpern 
und neben Baukörpern, jedoch innerhalb der Baugrenzen auf den jeweiligen Grundstücken, ist 
ausnahmsweise zulässig. 

6. Hauptversorgungs- und Hauptwasserleitungen   § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB 
 
     oberirdisch 
 
     unterirdisch 
 
     AW Mischwasser, Schmutzwasser, Regenwasser 
     TW Trinkwasser 
     Elt Stromversorgung 
     Gas Gasversorgung 
     Tele Telekommunikation 
 
7. Grünflächen   § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB 
 
 
     öffentliche Grünflächen 
 
     private Grünflächen 
 
8. Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft den Hochwasserschutz und die Regelung des 

Wasserabflusses   § 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB 
 
 
      Regenrückhaltebecken 
 
9. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 

und zur Entwicklung von Natur und Landschaft   § 9 Abs. 1 Nr. 20, Nr. 25 BauGB 
 
      Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, 

 zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
 

 zu pflanzende Bäume 
 

 zu erhaltende Bäume 
 

zu fällende Bäume 
 
10. Sonstige Planzeichen 
 
     Grenze des räumlichen Geltungsbereiches 
     des Bebauungsplanes Teil 1   § 9 Abs. 7 BauGB 
 
     Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung   § 16 Abs. 5 BauNVO 
 
     mit Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu belastende Fläche 
     § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB 
 
11. Hinweise 
 
     Geltungsbereich Bebauungsplan Nr. 031 
     "Industrie- und Gewerbegebiet Plauen - Oberlosa Teil 2a" 
 
     Aufschüttung 
 
     Abgrabung 
 
     Höhenlinien mit Höhenangaben über DHHN 
 
     Flurstücksgrenze 
 
     Flurstücksnummern 

4. Verkehrsflächen   § 9 Abs. 11 Nr. 1 BauGB 
 

Straßenverkehrsfläche – für die Aufteilung gelten die dargestellten 
Regelquerschnitte 
 
Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 
 
Feldweg 
 
Straßenbegrenzungslinie 
 

5. Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung sowie 
Ablagerungen   § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB 
 
 
    Abwasser 

1.7 Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Geräusche die in der folgenden Tabelle 
angegebenen Emissionskontingente L{EK} nach DIN45691 weder tags (6:00 – 22:00 Uhr) noch 
nachts (22:00 – 6:00 Uhr) überschreiten. 

 
 
   Lfd. Teilfläche L(EK) tags in  L(EK) nachts in 
   Nr.        dB/m²          dB/m² 
 
   1 GE 1   66   52 
 
   2 GEe 1   61   47 
 
   3 GI 1   66   52 
 
   4 GI 2   67   53 
 
   5 GI 3   73   59 
 
   6 GI 4   74   60 
 
 
2. Maß der baulichen Nutzung 
 
2.1 Als höchstzulässiges Maß der baulichen Nutzung gelten die im Planteil durch Planzeichen fest-

gesetzten Werte. 
 
2.2 Nebenanlagen sind auf den nichtüberbaubaren Grundstücksflächen nur insoweit zulässig, sofern es 

sich nicht um Gebäude handelt. Ausnahmen hierzu können für Nebenanlagen nach § 14 / 2 
BauNVO zugelassen werden. 

 
2.3 Gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO wird für das Industrie- und Gewerbegebiet die abweichende Bauweise 

festgesetzt, d. h. die Baukörper (Hallen) können im Sinne einer offenen Bauweise auch über 50 m 
lang geplant werden. 

 
 

BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 
 
1. Baugestaltung 
 
1.1 Anstriche und Fassadengestaltung 

Für den Außenanstrich dürfen nur gedeckte, mineralische Farben verwendet werden. Verputzte 
Flächen sind mit gedeckten mineralischen Putzfarben auszuführen. Fassadenverkleidungen aus 
Metall sowie Stahl-, Glas-Konstruktionen sind zugelassen. 

 
1.2 Werbeanlagen 

Orientierungstafeln, Sammelwerbeträger und Werbepylone sind am Beginn des Gewerbegebietes 
und im Kreuzungsbereich der Haupterschließungsstraßen sowie auf den zugehörigen Gewerbe-
grundstücken zulässig. Das Anbringen von Werbeanlagen oberhalb des Firstes bei Satteldächern ist 
unzulässig. 
Innerhalb der 20 m Zone entlang der Bundesfernstraße sowie innerhalb der 40 m  Zone entlang der 
Bundesautobahn ist Werbung jeder Art und Größe unzulässig. Auf den Industrie- und Gewerbe-
grundstücken insbesondere im Bereich der 100 m Baubeschränkungszone entlang der Bundes-
autobahn ist nur Werbung ohne zusätzliche Effekte wie z. B. Blinken, Bewegung zulässig, so dass 
die Sicherheit sowie die Leichtigkeit des Verkehrs zu keinem Zeitpunkt gefährdet oder beeinträchtigt 
wird. 

I FESTSETZUNGEN 
 

Rechtsgrundlagen : 
 

Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), 
das durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1722) geändert worden ist 

 
Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 
132), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548) geändert worden 
ist 

 
Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509) geändert worden ist 

 
Sächsische Bauordnung vom 28. Mai 2004 (SächsGVBl. S. 200), die zuletzt durch das Gesetz vom 
16. Dezember 2015 (SächsGVBl. S. 670; 2016 S. 38) geändert worden ist 

 
 

A FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN 
 NACH § 9 BAUGB 
 
1. Art der baulichen Nutzung   § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 
 
     Industriegebiet   (§ 9 BauNVO) 
     Gewerbegebiet   (§ 8 BauNVO) 
     Gewerbegebiet eingeschränkt (§ 8 BauNVO) 
 
2. Maß der baulichen Nutzung   § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 
 
 

Art der baulichen Nutzung 
 
     Grundflächenzahl / Geschossflächenzahl 
 
     Bauweise 
 
     Traufhöhe, Einzelhöhe, Geschossigkeit 
 
     Dachform / Dachneigung 
 
 
  z. B. 0,8  zulässiges Höchstmaß der Grundflächenzahl 
  z. B. 2,4  zulässiges Höchstmaß der Geschossflächenzahl 
  z. B. IV  zulässiges Höchstmaß von 4 Vollgeschossen 
  z. B. TH  maximale Traufhöhe 20,00 m im GI und 12,00 m  

im GE bezogen auf den höchstgelegenen angeschnittenen 
Geländepunkt des Rohplanums 

 
3. Bauweise   § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB 
 
  a   abweichende Bauweise (§ 22 BauNVO) 
 
     Baugrenze (§ 23 Abs. 3 BauNVO) 

1.3 Müll- und Wertstoffcontainer 
Müll- und Wertstoffcontainer sind in die Gebäude zu integrieren oder in eigens dafür geplante 
Gebäude unterzubringen. 
 

1.4 Einfriedungen 
Einfriedungen entlang der Straße sind in einem Abstand von mind. 50 cm zur Straßenbe-
grenzungslinie und höchstens einschließlich Sockel 2,50 m hoch auszubilden. Sichtwinkelflächen 
sind von Umzäunungen freizuhalten. Es sind nur Metallzäune zugelassen. Scherenzäune, Rohr-
mattenzäune oder dergleichen sind unzulässig. 

 
1.5 Stellplätze, Hofflächen 

Die erforderliche Anzahl an Stellplätzen ist auf den der gewerblichen Nutzung zugeordneten 
Grundstücken nachzuweisen. Auf Parkplätzen sind die Stellflächen für PKW in versickerungs-
fähigem Material auszuführen. Je 5 Stellplätze ist ein großkroniger Laubbaum zu pflanzen. 
Befestigte Hofflächen dürfen, ausgenommen an Einfahrten, nicht unmittelbar an die Straßenflächen 
angrenzen. Zwischen privaten Hofflächen und der Straße ist mind. ein 5 m breiter Pflanzstreifen 
(Vorzone) anzulegen. Grenzen zwischen benachbarten Grundstücken sind in einer Breite von 5 m 
freizuhalten und zu bepflanzen. Das gleiche gilt für Grenzen zu Straßenflächen. 

 
1.6 Im Geltungsbereich sind Flachdächer von 2° bis 5° Dachneigung, Satteldächer bzw. Pultdächer mit 

Dachneigung von 20° bis 25° sowie Lichtband- oder Lichtkuppeldächer als besondere Dachformen 
zugelassen. Dachgauben sind nicht zugelassen. Zur Ermöglichung der Nutzung von Solarenergie 
bzw. anderer Alternativenergien, welche dem Klimaschutz dienen, sind Dachaufbauten Dach-
konstruktionen sowie Abweichungen von den vorgeschriebenen Dachneigungen bzw. Dachformen 
ausnahmsweise zulässig. 

 
1.7 Falls der Produktionsablauf es erfordert, kann die maximal festgesetzte Gebäudehöhe sowie 

Traufhöhe ausnahmsweise überschritten werden. Die festgesetzten maximalen Traufhöhen sind 
bezogen auf den höchstgelegenen angeschnittenen Geländepunkt des Rohplanums der jeweiligen 
Industrie- und Gewerbeflächen. 

IV AUSFERTIGUNG 
 

Es wird bestätigt, dass der Inhalt des Bebauungsplanes mit seinen Festsetzungen durch Zeichnung, 
Schrift und Text mit den hierzu ergangenen Beschlüssen des Stadtrates der Stadt Plauen 
übereinstimmt. 

 
 

Plauen, den ........................................................ 
 
 
      ……………………………………………………… 

Oberbürgermeister 
 
 
 
 

V PLANUNTERLAGEN  
 

Die Planunterlage entspricht den Anforderungen des § 1  der Verordnung über die Ausarbeitung 
der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhaltes der Planzeichenverordnung 1990 (Plan-
zeichenverordnung 1990 - PlanzVO90) vom 18.12.1990. Die Festlegung der städtischen Planung ist 

 geometrisch eindeutig. 
 
 Planungsstand der Planunterlage: ……………. 
 
 

Plauen, den ........................................................ 
 
 
      ……………………………………………………… 

Leiter Vermessung 

II HINWEISE 
 
1. Durch das Bebauungsplangebiet wird ein archäologisches Kulturdenkmal (05040-D-04) berührt, 

deshalb sind alle Bauarbeiten in diesem Gebiet mindestens 3 Wochen vor Beginn mit dem 
Landesamt für Archäologie abzustimmen und eine Grabung zu vereinbaren. Um auszuschließen, 
dass weitere archäologische Fundstellen innerhalb des Geltungsbereiches ungeachtet zerstört 
werden, müssen die Erschließungs- und Baumaßnahmen von archäologischen Untersuchungen 
begleitet werden. Sollten dabei archäologische Fundstellen aufgedeckt werden, muss sich eine 
archäologische Ausgrabung zur sachgerechten Dokumentation anschließen. 

 
2. Die Grundstücksgrenzen innerhalb des Geltungsbereiches werden teilweise aufgehoben. Eine neue 

Grundstücksteilung erfolgt nach der Parzellierung der Gewerbe- bzw. Industrieflächen. 
 
3.  Beleuchtung 

Zum Schutz von nachtaktiven Insekten sollten sowohl auf öffentlichen wie auch privaten 
Außenflächen insektenfreundliche Leuchtmittel mit vorwiegend langwelligem Licht (Natriumdampf-
Niederdrucklampen oder gleichwertige technische Lösung) verwendet werden. Der Ausstrahlwinkel 
der Leuchtmittel sollte auf das notwendige Maß reduziert werden. Die Schutzverglasung sollte sich 
nicht über 60°C erwärmen. 

 
4. Fensterscheiben 

Bei Fensterscheiben ab einer Fläche von 2 m2 sollten wirksame Maßnahmen zum Schutz vor 
Vogelkollisionen ergriffen werden. Mögliche Minderungsmaßnahmen bestehen durch die Ver-
wendung von „Vogelschutzglas“, Siebdruckglas oder Folienmarkierungen (z.B. Punktraster oder 
Streifen). Es sollte Fensterglas mit einem niedrigen Reflexionsgrad verwendet werden. 

 
5. Sichtdreiecke 

Sichtdreiecke an Kreuzungen und Einmündungen sind von jeder sichtbehindernden Nutzung, 
Anpflanzung und Aufschüttung von mehr als 0,8 m über der angrenzenden Verkehrsfläche freizuhalten. 

Bei der Anlage der Feldlerchenfenster ist folgendes zu beachten: 
- Anlage der Fenster beim Säen (Sämaschine anheben) oder später (Fräsen) 
- Optimal ist die Anlage in Wintergetreide 
- Abstand zu Gehölzen mindestens 50 m (Prädatoren) 
- Anlage nicht direkt angrenzend an Feldwege oder Feldrand (Prädatoren) 

Der Erfolg der Maßnahme ist durch ein Monitoring zu überwachen. Sollte die Maßnahme nicht zum 
gewünschten Erfolg führen, ist eine Überarbeitung der Maßnahmen erforderlich. 
 

2.4 Ersatzmaßnahme B (Immissionsschutzwald) – Teil 1a: 1,91 ha;  
Teil 1b: 0,37 ha  
Die mit der Maßnahme B gekennzeichneten Flächen, die an die Autobahn grenzen, sind mit einem 
mindestens 20 m breiten Streifen Wald zu entwickeln, der gegenüber der Autobahn als Immissions-
schutz dient. Die Pflanzung hat mit herkunftsgerechtem Pflanzgut entsprechend Forstvermehrungs-
gutgesetz (FoVG) zu erfolgen. Gehölze sind jedoch sinnvollerweise nur dort zu pflanzen, wo nach 
erfolgter Anböschung ausreichend Bodensubstrat verblieben ist. Auf anstehendem Fels ist ein Bo-
denauftrag nicht zulässig. Dort hat eine ungelenkte sukzessive Entwicklung hin zu einem Wald 
stattzufinden.  
Die Fläche ist im Bereich der querenden Hochspannungsleitung sowie ca. 300 m südwestlich davon 
mit einer Lücke zu versehen. Die Lücke darf maximal 20 m breit sein. Auf ihr hat eine gelenkte Suk-
zession mit extensiver Pflege nur alle 10 Jahre zu erfolgen. Die Gehölzpflanzungen sollen vor Ver-
biss geschützt werden.  
Es soll die Pflanzenliste 7 verwendet werden. 
 

2.5 Ersatzmaßnahme C / CEF 2 (Extensivgrünland mit breiten ruderalen Säumen) 
– Teil 1a: 3,73 ha 
Die bisher intensiv landwirtschaftlich genutzten Äcker und Grünlandflächen sollen in zweischürige, 
extensiv genutzte Mähwiesen umgewandelt werden. Die erste Mahd hat frühestens ab dem 15.07. 
eines Jahres, die zweite Mahd ab dem 10.09. eines Jahres zu erfolgen. Auf der an das RRB 2 süd-
lich angrenzenden, derzeit als Acker genutzten Fläche sind zur Aushagerung in den ersten 5 Jahren 
3 Pflegegänge frühestens ab 15.07. eines Jahres erforderlich. Unterstützend kann ein Heudrusch-
auftrag erfolgen. Ab dem 6. Jahr erfolgt auch auf dieser Fläche die Nutzung als zweischürige, ex-
tensiv genutzte Mähwiese. Im Anschluss daran sind breite Ruderalsäume anzulegen, welche einer 
gelenkt sukzessiven Pflege unterliegen. Der breite ruderale Saum wird dabei in den ersten beiden 
Jahren sich selbst überlassen, Danach erfolgt alle 2 Jahre im Herbst ein Pflegeschnitt, um ein Auf-
kommen hochwachsender Arten sowie einen Aufwuchs von Gehölzen zu verhindern, da diese kont-
raproduktiv für die Ansiedlung der Feldlerche sind. Das Mähgut beim Pflegeschnitt wird abgefahren. 
Der Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln ist auf den Flächen nicht zulässig. 
 
Die Maßnahme dient in erster Linie offenlandbewohnenden Vogelarten, welche die Wiesen- und 
Saumbereiche als Bruthabitat sowie als Rückzugs- bzw. Nahrungsraum nutzen.  
 
Die Maßnahme C stellt gleichzeitig eine Maßnahme des Artenschutzes  dar (CEF 2), welche auf-
grund des Entfalls von Revierstandorten von 7 BP der Feldlerche im Baugebiet als vorgezogene 
Ausgleichsmaßnahme umzusetzen ist. Die vom Eingriff betroffene Population der Feldlerche findet 
im Bereich der Maßnahme C deutlich verbesserte Lebensbedingungen für die Brut sowie die Jun-
genaufzucht und die Nahrungssuche. Dabei ist die damit habitatverbesserte Fläche als deutlich 
größer anzusetzen, als die eigentliche Maßnahmenfläche, weil die Maßnahmenfläche einen Rück-
zugsraum innerhalb umgebender auch geeigneter Habitatfläche bedeutet – ohne, dass man dies 
flächig quantitativ ansetzen kann.  
 
Innerhalb der Maßnahme C können durch die vorgesehene Grünlandextensivierung sowie die anzu-
legenden breiten ruderalen Säume Brutstandorte für 2 Brutpaare der Feldlerche geschaffen werden. 
Brutstandorte für die noch auszugleichenden 5 weiteren Brutpaare werden durch die vorgezogene 
Ausgleichsmaßnahme CEF 1 in der Gemarkung Tauschwitz geschaffen. 
 
Der Erfolg der Maßnahme ist durch ein Monitoring zu überwachen. Sollte die Maßnahme nicht zum 
gewünschten Erfolg führen, ist eine Überarbeitung der Maßnahmen erforderlich. 
Der jeweilige Anteil an der Gesamtfläche der Maßnahme C soll betragen: 
Extensivwiesen: 40 % 
Sukzessionsflächen: 60 % 
 

2.6 Ersatzmaßnahme D, Umwandlung Fichtenforst – Teil 1a: 1,98 ha  
Der Waldbestand im Südwesten des Plangebietes besteht vorwiegend aus Fichten. Einzelne Na-
delbäume sind zu roden und durch heimische Laubbaumarten zu ersetzen. Die Pflanzung hat mit 
herkunftsgerechtem Pflanzgut entsprechend Forstvermehrungsgutgesetz (FoVG) zu erfolgen. Die 
Nachpflanzungen sind durch geeignete Maßnahmen vor Wildverbiss zu schützen. 
Es kommt die Pflanzenliste 6 zur Anwendung. 
 

2.7 Ersatzmaßnahme Nr. 2, Zadera, Flst.-Nr. 624/4 ( Gemarkung Neundorf)  
– Teil 1a: 5,03 ha 
Gebäude, Wege und Platzflächen sind vollständig zu entsiegeln. Fundamente und Wegeunterbau-
ten sind auszukoffern und anschließend mit einer Tiefenlockerung (mind. 60 cm) zu versehen. Die 
Baugruben sind mit Mineral- und Oberboden aufzufüllen und mit einem Planum abzuschließen. Es 
befinden sich Altlasten auf dem Gelände, welche vollständig zu entsorgen sind. Das verbleibende 
Erdreich ist auf Schadstoffrückstände zu prüfen, ggf. ist der Austausch von Erdmassen vorzusehen. 
Das gesamte Gelände wird in eine ungelenkte Sukzession überführt.  
 
Vorhandene Biotopstrukturen sind zu erhalten. Ggf. sind Einzelbaum- und Vegetationsschutzmaß-
nahmen vorzusehen. 
 

2.8 Ersatzmaßnahme Nr. 4, WELAH-Gelände, Flst.-Nr. 834/81 u. 834/83 (Gemarkung Haselbrunn) – 
Teil 1a: 1,74 ha (rechn. 25 % der Gesamtfläche), Te il 1b: 5,22 ha (rechn. 75 % der Gesamtflä-
che)  
Bis auf wenige Teilflächen sind voll- bzw. teilversiegelte Wege und Platzflächen vollständig zu ent-
siegeln. Fundamente und Straßen- / Wegeunterbauten sind auszukoffern und anschließend mit ei-
ner Tiefenlockerung (mind. 60 cm) zu versehen. Die Baugruben sind mit Mineral- und Oberboden 
aufzufüllen und mit einem Planum abzuschließen. Vorhandener Bauschutt (Beton, Asphalt) ist zu 
beräumen und ordnungsgemäß zu entsorgen. Der Oberbodenauftrag hat im Bereich der geplanten 
Pflanzungen mind. 30 cm stark zu sein.  
 
Bis auf einen Brandschutzstreifen von 30 m Breite (davon 3 m im verbleibenden Gewerbegrund-
stück), auf der eine gelenkte Sukzession mit extensiver Pflege nur alle 10 Jahre zu entwickeln ist, ist 
die gesamte übrige Fläche ist in einen standorttypischen Laubmischwald mit Anschluss an die be-
stehende Vegetation bzw. einem gebuchteten Waldrand mit Saum gemäß Pflanzenliste 6 umzu-
wandeln. Die Pflanzung hat mit herkunftsgerechtem Pflanzgut entsprechend Forstvermehrungsgut-
gesetz (FoVG) zu erfolgen. Die Waldaufforstung ist mit einem Wildverbissschutzzaun zu umgeben. 
 
Die sich im Norden anschließende Fläche mit Ruderalflur (Flst. 834/83) ist analog der Pflanzenlis-
te 8 in eine extensiv genutzte Streuobstwiese umzuwandeln.  
 
Vorhandene Biotopstrukturen sind zu erhalten bzw. in die Aufforstung zu integrieren. Ggf. sind Ein-
zelbaum- und Vegetationsschutzmaßnahmen vorzusehen.  
 

2.9 Ersatzmaßnahme Nr. 8, Entwicklung zu Extensivgr ünland Stollenbachsüdhang, Flst.-Nr. 528, 
529 (jeweils Teilflächen), 530/3, 548/4 (Gemarkung Großfriesen) 
– Teil 1a: 3,20 ha 
 
Bei der Fläche handelt es sich um den südexponierten, flach geneigten Hang des Stollenbaches, 
der aktuell als Ansaatgrünland genutzt wird.  
 
Ziel ist die Entwicklung einer artenreichen extensiv genutzten Mähwiese am Talhang des Stollenba-
ches. Neben einer Aufwertung der Biotopfunktion ist damit auch ein verbessertes Habitatangebot für 
bodenbrütende Arten gegeben. Die erste Mahd hat frühestens ab dem 15.07. eines Jahres, die 
zweite Mahd ab dem 10.09. eines Jahres zu erfolgen. Zur Aushagerung der Fläche sind in den ers-
ten 5 Jahren 3 Pflegegänge frühestens ab 15.07. eines Jahres erforderlich. Unterstützend kann ein 
Heudruschauftrag erfolgen. Ab dem 6. Jahr erfolgt die Nutzung als zweischürige, extensiv genutzte 
Mähwiese. 
Das Flst. 529 stellt einen aktuell nicht mehr vorhandenen Wegeverlauf dar. Um eine dauerhafte Er-
schließung der Fläche zu gewährleisten, wird das Flurstück nicht durch die vorgesehene Maßnahme 
überplant, sondern weiterhin als Wegestruktur dargestellt. 
 

2.10 Allgemeine Grundsätze  
Sämtliche naturschutzfachlichen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind dauerhaft zu erhalten und 
zu pflegen.  
 
Der bei der Anlage von Gewässern anfallende Oberboden- und Erdaushub ist ordnungsgemäß zu 
entsorgen.  
 
Die Pflanzung von Waldflächen hat mit herkunftsgerechtem Pflanzgut entsprechend Forstermeh-
rungsgutgesetz (FoVG) zu erfolgen.  
 
Die Anlage von gestuften Waldmänteln und Saumbereichen hat so zu erfolgen, dass eine reich ge-
schwungene Außenlinie mit großem Nischenreichtum entsteht. Die künftige Pflege hat nur ab-
schnittsweise alle 15 - 20 Jahre durch „auf-den-Stock-setzen“ zu erfolgen.  

4.2 Private Grünflächen  
Private Grünflächen entlang öffentlicher Verkehrsflächen sind mit einer Mindestbreite von 5,00 m bis 
auf den Anteil der notwendigen Erschließung (Gehwege maximal 2 m, Grundstückszufahrten maxi-
mal 8 m) durchgehend mit bodenständigen Laubgehölzen sowie Stauden und Gräsern zu bepflan-
zen und dauerhaft zu erhalten.  
 

4.3 Begrenzungen 
Benachbarte Nutzparzellen sind mit einem Zaun abzugrenzen. Dieser ist beidseitig in mindestens 
5 m Breite dicht mit hoch wachsenden bodenständigen Sträuchern und Bäumen zu bepflanzen, so-
fern ein räumlich festgesetzter Bereich nicht eine breitere Bepflanzung reglementiert.  
 

4.4 Erreichbarkeit  
Die Erreichbarkeit der binnenliegenden Biotopstruktur ist zu gewährleisten.  
 

4.5 Dauerhaftigkeit 
Sämtliche Pflanzungen sind dauerhaft zu pflegen und dauerhaft zu erhalten.  
 

4.6 Pflanzlisten 
Es soll die Pflanzenliste 1 verwendet werden. 
 

5. Sonstige Öffentliche Grünflächen 
Die Regenrückhaltebecken sind in Erdbauweise zu errichten. Die Ufer müssen zu mindestens 1/3 
der Uferlänge flach sein. Die Becken sind naturnah einzubinden  
(Uferpflanzen sowie gelenkte Sukzession in den Hanglagen; dichte und hohe Strauch- und 
Gehölzpflanzungen bis zur Grundstücksgrenze) und gedrosselt zu entleeren. 
Die Pflanzungen sind dauerhaft zu pflegen und zu erhalten. Die Zufahrten sind als Schotterrasen 
anzulegen. Die Ableitung in den Eiditzlohbach erfolgt über neu zu gestaltende Durchlässe bzw. vor-
handene offene Gräben. Es soll die Pflanzenliste 5 zur Anwendung kommen. 
 

6. Verkehrsgrün 
Auf den Grünstreifen entlang der Planstraße B sind pro 10 m Straßenlänge je ein einheimischer 
Laubbaum (StU 16/18) zu pflanzen. Die im Mittel 2,50 m breiten Grünstreifen sind zusätzlich mit 
Landschaftsrasen einzusäen. Die Pflanzungen und Rasenstreifen der öffentlichen Grünflächen sind 
dauerhaft zu erhalten und zu pflegen. Unterbrechungen für Grundstückszufahrten sind zulässig.  
 
Flächen, auf denen sich Leitungsrechte befinden, sind mit gelenkter Sukzession (Mahd und Entfer-
nung aufkommender Gehölze nur alle 5 Jahre) anzulegen und dauerhaft zu erhalten. Die verblei-
benden Restflächen sind zur Abschirmung des Baugebietes dicht mit hoch wachsenden Sträuchern 
und Bäumen zu bepflanzen.  
 

7. Grünflächenanteil  
Auf gewerblich genutzten Parzellen mit einer GRZ von 0,8 sind mindestens 20 % der jeweiligen 
Grundstücksfläche dauerhaft zu begrünen („Mindestgrünflächenanteil“). Davon ist mindestens ein 
70 %iger Flächenanteil mit heimischen Laubgehölzen zu bepflanzen, wobei auf je 1.000 m²  Grund-
stücksfläche mindestens ein großkroniger heimischer Laubbaum (STU 16/18) zu pflanzen ist.  
 
Der Grünflächenanteil besteht aus räumlich festgesetzten Grünflächen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 
BauGB sowie aus weiteren, räumlich vollständig variablen Grünflächenanteilen. Diese können auch 
auf Dachflächen liegen.  
 

8. Stellplatzanlagen  
Auf Stellplatzanlagen ist zusätzlich für je 5 PKW-Stellplätze bzw. für je 2 LKW-Stellplätze ein 
großkroniger heimischer Laubbaum (STU 16/18) anzupflanzen. Die Bäume müssen jeweils auf der 
gesamten Anlage in regelmäßigen Abständen angeordnet werden. Die Pflanzflächen für die Bäume 
müssen in ihrer Größe einer Stellplatzfläche entsprechen und sind mit heimischen Sträuchern, 
Stauden oder Gräsern zu begrünen. Für Baumscheiben müssen mindestens 6 m2 Grundfläche vor-
gesehen werden. Die Anpflanzungen sind zu 100 % auf den Mindestgrünflächenanteil anrechenbar.  
Es sollen die Pflanzenlisten 4a und 4b verwendet werden. 

9. Verringerung des Versiegelungsgrades befestigter Fl ächen  
Vorausgesetzt, dass keine betriebsbedingten Schadstoffe in den Boden gelangen, hat die Befesti-
gung privater Verkehrsflächen (z. B. Stellplätze, Fußwege) mit offenfugiger Pflasterung (Fugenbreite 
mind. 10 mm), Rasengittersteinen oder Schotterrasen zu erfolgen. Derartig versiegelte Flächen sind 
zu 50 % auf den zu erbringenden Mindestgrünflächenanteil anrechenbar.  
 
Die räumlich festgesetzten, nicht überbaubaren Grünflächen sind dicht mit hoch wachsenden Sträu-
chern und Bäumen zu bepflanzen. Die Pflanzungen sind dauerhaft zu erhalten. Die Anpflanzungen 
sind zu 100 % auf den Mindestgrünflächenanteil anrechenbar.  
 
Im Plangebiet sind auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen bauliche Anlagen im Sinne von 
§ 23 Abs. 5 der BauNVO unzulässig, es sei denn, im Bebauungs- oder Grünordnungsplan sind aus-
drücklich Ausnahmen formuliert (z. B. räumlich definierte Leitungsrechte oder Zufahrten).  

10. Fassadengestaltung  
Außenfassaden mit mehr als 100 m² zusammenhängender fensterloser Fläche sind mit Rank- und 
Kletterpflanzen zu begrünen. Die Bepflanzung ist dauerhaft zu pflegen und zu erhalten.  
Es soll die Pflanzenliste 3 verwendet werden. 
 

11. Oberflächenentwässerung 
Abwässer von Dächern und nicht verunreinigungsgefährdenden Flächen der gewerblich genutzten 
Parzellen sind über ein getrenntes Entwässerungssystem, je nach Möglichkeit über Verdunstungs- 
und Versickerungsbecken, Rigolen oder über private Regenrückhaltebecken (die der Löschwasser-
versorgung dienen können) den Oberflächengewässern, dem Grundwasser oder der Verdunstung 
zuzuführen. Private Versickerungsflächen (nicht aber mit Beton o. ä. abgedichtete Becken) sind zu 
100 % auf den zu erbringenden Mindestbegrünungsanteil anrechenbar.  

 
12. Dachbegrünung 

Die Begrünung von Flachdächern und Dächern bis zu einer Neigung von 20 % ist ausdrücklich er-
wünscht (vgl. Pflanzenliste 2a und 2b). Sie können zu 100 % auf den zu erbringenden Mindestbe-
grünungsanteil angerechnet werden.  
Es ist ausdrücklich erwünscht, Dachabflusswasser einer Brauchwassernutzung zuzuführen, was 
Wasser- und Abwasserkosten sparen hilft und Oberflächengewässer entlastet. 
 

13. Einzuhaltende Abstände bei Pflanzmaßnahmen 
Bei der Durchführung von Baumpflanzungen ist darauf zu achten, dass die Bäume in mindestens 
2,5 m Entfernung von Versorgungsleitungen gepflanzt werden. Sollte der Mindestabstand im Einzel-
fall unterschritten werden, sind Schutzmaßnahmen für die Anlagen der Versorgungsträger erforder-
lich. 
 

 
14. Regelungen zum Bodenschutz 

Bodenversiegelungen sind gem. § 1 a BauGB auf das notwendige Maß zu beschränken. Bei Bau-
ausführungen ist durch geeignete Maßnahmen dafür Sorge zu tragen, dass gemäß den Forderun-
gen der § 4 Abs. 1 und 5 Satz 1, § 5 sowie § 2 Abs. 3 BBodSchG und des § 7 SächsABG schädli-
che Bodenveränderungen des Untergrundes und Erdaushubs, wie z. B. Schadstoffeinträge oder 
Vermischung mit Abfällen, vermieden werden. Für die Errichtung zeitweiser Bau- und Montageflä-
chen ist der  
Oberboden abzutragen und ordnungsgemäß zwischen zu lagern, bei einer Platzbefestigung mittels 
Schotter, Kies, Sand o. ä. Materialien die Basisfläche mit einer Sauberkeitsschicht oder Vliesauflage 
zu versehen und nach Rückbau des Bau- und Montageplatzes ein ordnungsgemäßer Bodenauftrag 
vorzunehmen und die Fläche einschließlich tiefgründiger Behebung von Bodenverdichtungen zu re-
kultivieren. Anfallender Mutterboden ist in vollem Umfang zu gewinnen, im nutzbaren Zustand zu 
erhalten und funktionsgerecht zu verwerten. Mutterboden ist vor Beginn der Maßnahme separat zu 
gewinnen und vor Vermischung mit anderen Stoffen zu schützen. Bei einer notwendigen Zwischen-
lagerung dienen Mieten mit ca. 5 m Sohlenbreite und ca. 1,5 m Höhe dazu, negativen Veränderun-
gen (z. B. Strukturverschlechterungen, Fäulnisprozesse) vorzubeugen. Bei Lagerung von mehr als 3 
Vegetationsmonaten sind diese mit einer pflegenden Zwischeneinsaat zu versehen.  
 
Im Verlauf der Baumaßnahme bekannt gewordene schädliche Bodenveränderungen sind gem. § 10 
Abs. 2 SächsABG vom Bauherrn unverzüglich der unteren Abfallbehörde der Stadt Plauen anzuge-
ben. Eingetretene schädliche Bodenverunreinigungen sind gem. § 4 BBodSchG zu beseitigen.  
 
Baubedingt anfallendes Bodenmaterial ist vorrangig im Baubereich einer Wiederverwertung bzw. ei-
ner schadlosen Verwertung entsprechend der Eignung im Sinne des Gesetzes zur Förderung der 
Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen Bewirtschaftung von Abfällen (KrWG) 
vom 24.02.2012 zuzuführen.  
 
Erdaushub ist Abfall im Sinne des § 3 KrWG. Alle im Rahmen von Baumaßnahmen anfallenden Ab-
fälle sind separat zu erfassen und ordnungsgemäß zu entsorgen, wobei die Verwertung Vorrang vor 
der Beseitigung hat. Eine Beseitigung darf nur in dafür zugelassenen Anlagen erfolgen.  

15. Umsetzung Begrünung  
In direkter Verbindung mit dem Bauantrag für Einzelvorhaben ist ein zugehöriger „Freiflächengestal-
tungsplan mit integriertem Landschaftspflegerischen Ausführungsplan“ für die gesamten privaten 
Besitzparzellen im Maßstab 1:100, 1:200 oder 1:500 vorzulegen. Dieser ist im Einvernehmen mit 
der Unteren Naturschutzbehörde zu genehmigen.  
 
Die Pflanzungen für öffentliche Grünflächen und Pflanzungen für private Flächen sind innerhalb ei-
nes Jahres nach Bauabnahme fertigzustellen.  
 
Die vollständige Erstellung der Kompensationsmaßnahmen unter Punkt 2 grünordnerische Festset-
zungen hat bis spätestens 3 Jahre nach Beginn der Erschließungsarbeiten abschnittsweise (Teile 
1a und 1b) zu erfolgen (zuzüglich Entwicklungs- und Fertigstellungspflege von 2 Jahren). Für die 
Umverlegung der K 6607 sind separate Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im Anschluss an die 
Straßenbauarbeiten umzusetzen.  
 
Die Überprüfung des Erfolges der Maßnahmen erfolgt auf Veranlassung der Unteren Naturschutz-
behörde durch einen Biologen oder Landschaftsplaner im 1., 2. und 3. Jahr nach Erstellung und da-
nach je nach Bedarf alle 5 - 10 Jahre. Sollten sich Fehlentwicklungen gegenüber dem beabsichtig-
ten Entwicklungsziel ergeben, so sind Änderungen der Bewirtschaftungsweise anzuordnen. 

Teil B  
 

Präambel 
 
Auf Grund des § 10 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), 
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1722), hat der 
Stadtrat der Stadt Plauen am  …………………… den Bebauungsplan Nr.031 „Industrie- und 
Gewerbegebiet Plauen-Oberlosa, Teil1“, bestehend aus dem Teil A Planteil und dem Teil B Textteil 
mit Datum vom  ……………………..  als Satzung beschlossen. 
 

Satzung 
 

§ 1 Geltungsbereich 
 

Das engere Plangebiet (Gewerbe- und Industrieflächen, Ausgleichsflächen) umfasst teilweise oder 
vollständig die Flurstücke   
949/22 (B92), 926/3 (Knoten Otto-Erb.-Str./K 7807), 926/5 (2a), 1036/3, 1037, 1038, 1039/2, 1040a, 
1040b, 1040c, 1040d, 1040e, 1043/2, 1044/2, 1045, 1056/3 (2a), 856/1 (an B 92), 856/3 (an B 92), 
856/5 (an B 92), 856/7 (an B 92), 856/8, 925/3 (2a), 1005/2, 1018/1, 1022/1, 1022/2, 1023, 1026 
der Gemarkung Oberlosa zwischen der Bundesautobahn A 72, der Bundesstraße B 92, der 
Kreisstraße K 7807 Obermarxgrüner Straße sowie zwischen der Bundestrasse B 92 und dem 
Eiditzlohbach.  
Im Rahmen der Überarbeitung der Planunterlagen Anfang 2016 wurde der Geltungsbereich im 
Kreuzungsbereich B 92 – Kulmgasse in Oberlosa – K 7807 in Richtung Unterlosa erweitert. 
Betroffen sind folgende Flurstücke der Gemarkung Oberlosa vollständig oder teilweise:   1005/1, 
1005/2, 949/22, 959/2, 961/2, 962/1, 963/5, 963/6, 969/1, 969/2, 970, 971/1, 971/2, 972, 976/1, 
976/2, 995, 997. 
  
Das weitere Plangebiet (Ausgleichsflächen) umfasst teilweise oder vollständig die Flurstücke die 
Flurstücke 834/81 und 834/83 der Gemarkung Haselbrunn zwischen Bahngelände/ Essigsteig und 
dem Werksgelände „IBS-Plamag“, das ehemalige „WELAH-Gelände“, das Flurstück 624/4 der 
Gemarkung Neundorf westlich des Gewerbegebietes „Zadera“, die Flurstücke 528; 529; 530/3 und 
548/4 der Gemarkung Großfriesen am Stollenbach, die Flurstücke 125, 126, 127, 128, 143 der 
Gemarkung Tauschwitz westlich anschließend an die Photovoltaikanlage Plauen-Sorga. 

 
§ 2 Regelungsinhalt 

 
Bebauungsplan 
Teil A Planzeichnung (M 1:2000); Teil B Textliche Festsetzungen/Verfahrensablauf 
(Bauplanungsrechtliche Festsetzungen, Bauordnungsrechtliche Festsetzungen, Festsetzungen zur 
Grünordnung); 
Begründung zum Bebauungsplan 
(Textliche Begründung zum Bebauungsplan: Grundlagen/ Städtebauliche Planung/Planungen zur 
Grünordnung, Literatur- und Quellenverzeichnis, Anhang, Abbildungsverzeichnis, 
Tabellenverzeichnis, Zugehörige Planunterlagen: Plan 2-1 Grünordnungsplan (engeres Plangebiet) / 
Plan 2-2 Grünordnungsplan (weiteres Plangebiet (externe Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen)); 
Gutachten (Umweltverträglichkeitsuntersuchung, Artenschutzfachbeitrag, 
Schallimmissionsprognose, Hydrogeologisches Gutachten) 
 

§ 3 In-Kraft-Treten 
 
Dieser Bebauungsplan tritt mit seiner ortsüblichen Bekanntmachung in Kraft (§ 10 Abs. 3 BauGB). 

Streuobstwiesen haben ausschließlich mit veredelten Hochstämmen der Pflanzenliste 8 angelegt zu 
werden.  
 
Bei den freien Gehölzpflanzungen hat Pflanzenliste 1 Anwendung zu finden, wobei auf 400 m² Flä-
chenanteil mindestens ein Solitärbaum (STU 12/14) der Baumarten  
Acer pseudoplatanus, Quercus robur, Quercus petraea, Tilia cordata oder Fraxinus excelsior zu 
pflanzen ist. Die Anlage hat so zu erfolgen, dass eine reich geschwungene Außenlinie mit großem 
Nischenreichtum entsteht. Die künftige Pflege hat nur abschnittsweise alle 15 - 20 Jahre durch „auf-
den-Stock-setzen“ zu erfolgen.  
Die Gehölzpflanzungen sind mit einem Krautsaum zu umschließen. Dieser ist bei  
Acker als Vornutzung zunächst entweder mit auf im Naturraum gewonnenem Mahdgut artenreicher 
Wiesen zu „impfen“ oder als Landschaftsrasen einzusäen, anschließend jedoch nur alle 3 - 5 Jahre 
einmalig zu mähen, um Gehölzaufwuchs zu unterdrücken.  
 
Flächige Gehölzpflanzungen sind mit einem Verbissschutzzaun zu umgeben, Einzelbäume sind 
durch Stammschutz vor Verbiss zu schützen.  
 
Bei Intensivgrünland als Vornutzung erübrigt sich die Aussaat von Landschaftsrasen.  
Bei der Entwicklung von Sukzessionsmaßnahmen auf derzeitigen Ackerflächen hat stets vorab vor-
rangig eine „Impfung“ mit im Naturraum gewonnenem Mahdgut artenreicher Wiesen zu erfolgen. Wo 
dies nicht möglich ist, hat eine Ansaat mit Landschaftsrasen zu erfolgen.  
 
Die verbleibende umgebende Vegetation ist bei der Erstellung weitestgehend zu schonen, ggf. sind 
Gehölzschutzmaßnahmen während der Erstellung vorzusehen.  
Zur Aushagerung der intensiv mit Nährstoffen befrachteten Flächen haben in den ersten Jahren 
jährlich 3 - 4 Schnitte zu erfolgen. Anschließend erfolgt jährlich maximal zweimalige Mahd. Der erste 
Schnitt hat nicht vor dem 15.07. zu erfolgen, Kreiselmäher sind nicht zulässig, die Schnitthöhe hat 
oberhalb 10 cm zu liegen. Das Schnittgut hat mindestens 3 Tage auf der Fläche zu verbleiben und 
ist anschließend abzutransportieren. Entwicklungsziel auf den Wiesenflächen ist eine artenreiche, 
an die Standortverhältnisse angepasste Pflanzengesellschaft mit möglichst mageren Bedingungen 
(z. B. Glatthaferwiese bei frischen Standorten oder Pfeifengraswiesen bei feuchten oder nassen 
Standorten).  
 
 

3. Öffentliche Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, S träuchern und sonstigen Bepflanzungen 
 
3.1 Öffentliche Grünflächen im Gewerbegebiet 

Öffentliche Grünflächen sind zu mindestens 70 %-Flächenanteil dicht mit Baumhecken heimischer 
Laubarten zu bepflanzen (maßgebende Pflanzenliste 1 Begründung Bebauungsplan). Der Heister-
anteil soll dabei mind. 20 % betragen. Die Pflanzungen sind dauerhaft zu pflegen und zu erhalten. 
Die restlichen Flächen sind mit Landschaftsrasen einzusäen und anschließend einer gelenkten Suk-
zession zu  
überlassen (max. alle 3 Jahre Entfernung aufkommender Gehölze). 
 

3.2 Flächen im Bereich der K 7807 
Die Flächen östlich der K 7807 sind in einem halbrunden Bogen mit Landschaftsrasen einzusäen, 
dauerhaft zu pflegen und zu erhalten. 
 

4. Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie Bindungen für Be-
pflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträu chern und sonstigen Bepflanzungen 
sowie von Gewässern 
 

4.1 Schutz bestehender Gehölze und Gewässer 
Bestehende Einzelbäume, Feldgehölze, Hecken und Baumgruppen auf dem Baugebiet sind, bis auf 
die durch den Plan erlaubten Rodungen, zu erhalten.  
 
Ggf. sind während der Baumaßnahmen geeignete Schutzmaßnahmen (Vegetationsschutzzäune, 
Einzelbaumschutz) anzubringen. 

GRÜNORDNERISCHE FESTSETZUNGEN 
 
1. Für die Grünordnung und die naturschutzrechtlich e Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung im 

räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind  die im Grünordnungsplan (Plan 2-1 
zum engeren Plangebiet und Plan 2-2 zum weiteren Pl angebiet (externe Ausgleichs- und Er-
satzmaßnahmen), Stand 18.02.2016, Begründung Bebauu ngsplan vom 18.02.2016) enthalte-
nen Entwicklungs- und Pflegemaßnahmen maßgebend. 

 
2. Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und  zur Entwicklung von Natur und Land-

schaft 
 
2.1 Ausgleichsmaßnahme A (äußere Randeingrünung mit  ökologischer Vernetzungswirkung) – 

Teil 1a: 0,87 ha; Teil 1b: 3,24 ha, Teil K 7807: 0, 69 ha 
Die mit Maßnahme A gekennzeichneten Flächen sind als äußere Randeingrünung mit ökologischer 
Vernetzungswirkung zum offenen Umland aus bisher intensiv genutzten Ackerflächen bzw. Grün-
ländern in freie Gehölzpflanzungen, gelenkte Sukzessionsflächen sowie zweischürige Wiesen um-
zuwandeln. Die Flächen sind mit heimischen Laubgehölzen (Heistern, Sträuchern, Jungpflanzen) 
sowie mit Gräsern entsprechend der zeichnerischen Darstellung im GOP dauerhaft zu begrünen. 
Die Fläche im Bereich des Quellgebietes des Eiditzbaches, zwischen B 92 und Hochspannungslei-
tung, ist mit feuchteliebenden Gehölzen zu bepflanzen. Innerhalb der Fläche wird der drainierte 
Eiditzlohbach geöffnet und naturnah gestaltet. Freie Gehölzflächen sollen durch geeignete Maß-
nahmen vor Verbiss geschützt werden.  
Es soll die Pflanzenliste 1 verwendet werden.  
Der jeweilige Anteil an der Gesamtfläche der Maßnahme A soll betragen: 
Freie Gehölzpflanzungen:  40 % (mit mind. 20 %igem Anteil von Großgehölzen) 
Landschaftsrasen:   6 % 
Sukzessionsflächen: 54 % 
 

2.2 Ausgleichsmaßnahme E (Rückbau ehem. Kreisstraße  K 7807) 
– Teil 1a + 1b: 0,06 ha 
Die bisherige Kreisstraße K 7807 zwischen den Ortslagen Unterlosa und Oberlosa ist südwestlich 
der B 92 in einem ca. 185 m langen Abschnitt rückzubauen. Dazu ist die asphaltierte Deckschicht 
abzutragen und zu entsorgen, der Unterbau jedoch zu belassen (Teilentsiegelung). 
 

2.3 Ausgleichsmaßnahme CEF 1 (Feldlerchenfenster) –  Teilflächen der Flst-Nr. 125, 126, 127, 
128, 143 – Teil 1a + 1b: insgesamt ca. 9,0 ha 
Durch die Maßnahme CEF 1 (Gesamtfläche ca. 9 ha) soll der Verlust von 5 Brutpaaren der Feldler-
che (Alauda arvensis) kompensiert werden. Die Maßnahme wird auf im Besitz der Stadt Plauen be-
findlichen Flächen umgesetzt. Auf intensiv ackerbaulich genutzten Flächen werden insgesamt min-
destens 25 Feldlerchenfenster mit jeweils ca. 20 m² Fläche angelegt, die restliche Fläche kann wei-
ter konventionell bewirtschaftet werden.  


